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Hauptsatzung der Ingenieurkammer Thüringen
Aufgrund des § 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 i.V.m. § 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Thüringer Architekten – und Ingenieurkammergesetzes 
(ThürAIKG) vom 14.12.2016 (GVBl. S. 529) hat die Vertreterversammlung der Ingenieurkammer Thüringen am 25. Oktober 2018 
folgende Hauptsatzung beschlossen:

#1
6

1. �SITZ DER KAMMER, KAMMER-
MITGLIEDSCHAFT

§ 1 Sitz der Kammer 

Sitz der Ingenieurkammer Thüringen 
(nachfolgend: Ingenieurkammer) ist Er-
furt.

§ 2 �Mitgliedschaft in der Ingenieur-
kammer, Mitgliedschaftsanwart-
schaft 

(1)	� Die Mitgliedschaft in der Ingenieur-
kammer ist in § 21 ThürAIKG gere-
gelt.

(2)	 Derjenige, der die Eintragung in die 
Liste der Beratenden Ingenieure, die 
Liste der bauvorlageberechtigten In-
genieure oder die Aufnahme als frei-
williges Mitglied beantragt, hat die 
dafür erforderlichen Voraussetzungen 
nach dem Thüringer Architekten- und 
Ingenieurkammergesetz (ThürAIKG) 
nachzuweisen und einen Personalbo-
gen auszufüllen.

(3)	 Dem Antrag auf Eintragung in die Lis-
te der Beratenden Ingenieure oder die 
Liste der bauvorlageberechtigten In-
genieure ist ein Führungszeugnis, eine 
Meldebescheinigung, der Nachweis 
der beruflichen Niederlassung oder des 
Ortes der überwiegenden beruflichen 
Tätigkeit sowie ein Nachweis über die 
erforderliche Berufspraxis als Ingeni-
eur beizufügen. Beratende Ingenieure 
haben ferner nachzuweisen, dass sie 
die Berufsaufgaben unabhängig und 
eigenverantwortlich (§ 8 Abs. 2 Satz 

1 Nr. 4 ThürAIKG) wahrnehmen. 

(4)	 Die Mitgliedschaft beginnt mit der 
Eintragung im Mitgliederverzeichnis 
(§ 21 Abs. 1 ThürAIKG). Der Eintra-
gungsausschuss hat seine Entschei-
dung innerhalb kürzester Frist nach 
Eingang der vollständigen Antragsun-
terlagen zu treffen (§ 11 Abs. 6 Satz 1 
ThürAIKG).

(5)	 Alle Mitglieder erhalten eine Urkunde 
über ihre Mitgliedschaft. Zusätzlich 
erhält jeder Beratende Ingenieur und 
jeder bauvorlageberechtigte Ingenieur 
über die Eintragung in die jeweilige 
Liste einen Kammerstempel, der ihn 
unter Angabe der Mitgliedsnummer 
entsprechend ausweist.

(6)	 Die Vertreterversammlung kann durch  
Beschluss Persönlichkeiten, die sich 
um die Ingenieurkammer besondere 
Verdienste erworben haben, die bei-
tragsfreie Ehrenmitgliedschaft verlei-
hen.

(7)	 Die Mitgliedschaft endet mit der Lö-
schung der Eintragung (§ 21 Abs. 4 
und 6 ThürAIKG).

(8)	 Bei Ausscheiden eines Mitgliedes 
zieht der Vorstand die über die Mit-
gliedschaft ausgestellte Urkunde und 
den an das listengeführte Mitglied 
ausgegebenen Kammerstempel ein.

(9)	 Studierende nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
ThürAIKG, die die Bachelor-Vor-
prüfung oder eine gleichwertige Prü-
fung bestanden und ihren Wohnsitz 

oder Hochschulstudienort in Thürin-
gen haben, werden auf schriftlichen 
Antrag in die Interessentenliste der 
Ingenieurkammer eingetragen (Mit-
gliedschaftsanwärter, § 21 Abs. 8 Satz 
1 ThürAIKG). Sie sind berechtigt, 
Serviceangebote der Ingenieurkam-
mer in Anspruch zu nehmen und sich 
an der Kammerarbeit zu beteiligen, 
ohne den Rechten und Pflichten der 
Kammermitglieder zu unterliegen. 

§ 3 Rechte der Mitglieder

(1)	 Die Ingenieurkammer wahrt das An-
sehen des Berufsstandes und tritt für 
die beruflichen Belange ihrer Mitglie-
der nachhaltig ein.

(2)	 Die Ingenieurkammer fördert die 
Fortbildung ihrer Mitglieder. Dazu 
kann die Ingenieurkammer mit Uni-
versitäten, Fachhochschulen oder an-
deren geeigneten Bildungseinrichtun-
gen Vereinbarungen über spezifische 
fachliche Bildungsmaßnahmen mit 
entsprechendem Abschlussprädikat 
abschließen. Sie berät die Mitglieder 
in Fragen der Berufsausübung und or-
ganisiert die Schlichtung von Streitig-
keiten zwischen Kammermitgliedern 
oder zwischen diesen und Dritten.
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(3)	 Die Mitglieder, die kein Mitglied der 
Vertreterversammlung sind, haben das 
Recht zur nicht stimmberechtigten 
Teilnahme an Vertreterversammlun-
gen.

(4)	 Mitglieder haben das Recht, in die Or
gane und Ausschüsse der Ingenieur-
kammer gewählt zu werden. Sie wäh-
len alle fünf Jahre die Mitglieder der 
Vertreterversammlung und ihre Stell-
vertreter (§ 24 Abs. 2 ThürAIKG). 
Näheres regelt die Wahlordnung. 

§ 4 Pflichten der Mitglieder

(1)	 Die Mitglieder sind bei der Erfüllung 
der Kammeraufgaben zur ehrenamt-
lichen Mitarbeit verpflichtet, soweit 
dem nicht ein wichtiger Grund entge-
gensteht.

(2)	 Die Mitglieder haben die Berufs-
pflichten (§ 32 ThürAIKG) zu erfül-
len. Näheres regelt die Berufsordnung. 

(3)	 Die Mitglieder sind zum Stillschwei-
gen über Kammerangelegenheiten 
verpflichtet, die ihnen aufgrund ihrer 
ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt ge-
worden sind. Dies gilt insbesondere 
für Kenntnisse über private und be-
rufliche Verhältnisse von Kammer-
mitgliedern und Dritten auch über die 
Mitgliedschaft hinaus.

§ 5 Sanktionen bei Pflichtverstößen 

Die Ahndung einer schuldhaften Ver-
letzung von Berufspflichten kann durch 
Rüge des Vorstandes (§ 34 ThürAIKG) 
oder Einleitung eines Ehrenverfahrens 
vor dem Ehrenausschuss erfolgen (§ 35 
ThürAIKG). Die Sanktionen im Ehren-
verfahren reichen vom Verweis bis hin zur 
Löschung der Eintragung.

2. �VORSTAND, GESCHÄFTSFÜH-
RUNG DER INGENIEURKAMMER

§ 6 Vorstand 

(1)	 Die Geschäfte der Ingenieurkammer 
führt ein Vorstand.

(2)	 Der Vorstand besteht aus sieben Mit-
gliedern – dem Präsidenten, zwei Vi-
zepräsidenten und vier weiteren Mit-
gliedern.

(3)	 Die Wahl des Vorstandes erfolgt durch 
die Vertreterversammlung nach Maß-
gabe der Wahlordnung.

 

(4)	 Die Vertreterversammlung be-
schließt über Abberufung und Ent-
lastung der Mitglieder des Vorstan-
des (§ 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 und 5 
ThürAIKG). Näheres über die Ab-
berufung regelt die Wahlordnung. 

§ 7 Geschäftsführung 

Der Vorstand hat zur Erfüllung der Kam-
meraufgaben einen Geschäftsführer zu 
bestellen (§ 25 Abs. 3 Satz 3 ThürAIKG). 
Er ist befugt, zur Erfüllung der Kammer-
aufgaben eine Geschäftsstelle zu errichten 
und zu betreiben.

3. AUSSCHÜSSE

§ 8 Bildung von Ausschüssen 

(1)	 Die Ingenieurkammer bildet einen 
Eintragungsausschuss, einen Schlich-
tungsausschuss und einen Ehrenaus-
schuss. Zur Erfüllung der Kamme-
raufgaben werden folgende weitere 
Ausschüsse gebildet:
1.	 Sachverständigenausschuss
2.	 Widerspruchsausschuss

(2)	 Die Mitglieder der Ausschüsse werden 
von der Vertreterversammlung in ihrer 
konstituierenden Sitzung gewählt. Nä-
heres regelt die Wahlordnung.

(3)	 Die Ausschüsse setzen sich wie folgt 
zusammen: 

1.�	Eintragungsausschuss: ein Vorsit-
zender, ein stellvertretender Vorsit-
zender und acht Beisitzer sowie acht 
stellvertretende Beisitzer. Die Bei-
sitzer/Stellvertreter sollen folgende 
Fachrichtungen vertreten:

	- �Bauwesen: mindestens vier Mitglie-
der

	- �Gebäudetechnik: mindestens ein  
Mitglied

	- �Geodäsie und sonstige Fachrichtun-
gen: mindestens zwei Mitglieder

2.	� Schlichtungsausschuss: ein Vorsit-
zender, ein stellvertretender Vorsit-
zender und vier Beisitzer sowie vier 
stellvertretende Beisitzer

3.	� Ehrenausschuss: ein Vorsitzender, 
ein stellvertretender Vorsitzender 
und vier Beisitzer sowie vier stell-
vertretende Beisitzer

4.	� Sachverständigenausschuss: ein 
Vorsitzender, ein stellvertretender 
Vorsitzender und vier Beisitzer so-
wie vier stellvertretende Beisitzer

5.	� Widerspruchsausschuss: ein Vor-
sitzender, ein stellvertretender Vor-
sitzender und zwei Beisitzer sowie 
zwei stellvertretende Beisitzer

§ 9 Rechenschaftspflicht 

Die Ausschüsse sind der Vertreterver-
sammlung rechenschaftspflichtig.

4. �VERTRETUNG DER INGENIEUR-
KAMMER

§ 10 Vertretung 

Der Präsident, bei seiner Verhinderung ein 
Vizepräsident, vertritt die Ingenieurkam-
mer gerichtlich und außergerichtlich (§ 25 
Abs. 4 Satz 1 ThürAIKG). Erklärungen, 
welche die Kammer vermögensrechtlich 
verpflichten, bedürfen zu ihrer Wirksam-
keit der Schriftform. Sie sind neben dem 
Präsidenten von einem weiteren Vor-
standsmitglied oder dem Geschäftsführer 
zu unterschreiben. Satz 3 gilt nicht für Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung.
 
§ 11 Geschäfte der laufenden Verwal-
tung 

Für die Geschäfte der laufenden Verwal-
tung ist der Geschäftsführer allein ver-
tretungsberechtigt (§ 25 Abs. 3 Satz 4 
ThürAIKG). Näheres regelt die Geschäfts- 
und Haushaltsordnung des Vorstandes.

5. VERTRETERVERSAMMLUNG

§ 12 Einberufung 

(1)	 Die Vertreterversammlung ist mindes-
tens einmal jährlich (§ 24 Abs. 3 Satz 
2 ThürAIKG) mindestens 21 Tage vor 
dem Sitzungstermin vom Vorstand der 
Ingenieurkammer einzuberufen.

(2)	 Eine außerordentliche Vertreterver-
sammlung ist binnen einer Frist von 
zwei Monaten einzuberufen, wenn 
mindestens ein Drittel der Mitglieder 
der Vertreterversammlung unter An-
gabe des Verhandlungsgegenstandes 
dies schriftlich beantragt oder die Auf-
sichtsbehörde es verlangt (§ 24 Abs. 3 
Satz 3 ThürAIKG).

§ 13 Zusammensetzung der Vertreter-
versammlung 

Die Vertreterversammlung besteht aus 
einundzwanzig Mitgliedern.
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§ 14 Geschäftsordnung 

(1)	 Die Vertreterversammlung gibt sich 
zur Durchführung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben eine Geschäftsordnung.

(2)	 Die erforderliche Mehrheit bei Be-
schlüssen regelt § 24 Abs. 4 bis 6 
ThürAIKG.

6. �BEIRAT DER INGENIEURKAM-
MER

§ 15 Zusammensetzung und Aufgaben 

Die Ingenieurkammer kann einen Beirat 
aus Vertretern von Ingenieurvereinen, Ver-
tretern der Hoch- und Fachhochschulen 
sowie Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens bilden. Dieser soll die Wahrneh-
mung der Ingenieurkammer in der Öffent-
lichkeit unterstützen und die Zusammen-
arbeit der verschiedenen Fachrichtungen 
der Ingenieure fördern.

7. �BEITRÄGE, KOSTEN,  
AUFWANDSENTSCHÄDIGUNG

§ 16 Beiträge 

Die Kammer erhebt zur Deckung ihres 
Finanzbedarfs von den Mitgliedern Bei-
träge (§ 37 Abs. 3 Satz 1 ThürAIKG). Die 
Beitragshöhe wird durch die Vertreterver-
sammlung beschlossen. Näheres regelt die 
Beitragsordnung.

§ 17 Verwaltungskosten 

Die Kammer erhebt für Eintragungs-, Eh-
ren- und Schlichtungsverfahrenverfahren 
und für sonstige Amtshandlungen Verwal-
tungskosten (§ 37 Abs. 4 ThürAIKG). Nä-
heres regelt die Kostenordnung.

§ 18 Aufwandsentschädigung 

Die Mitglieder der Organe und Ausschüs-
se der Ingenieurkammer sind ehrenamt-
lich tätig (§ 23 Abs. 4 Satz 1 ThürAIKG). 
Sie haben Anspruch auf Entschädigung 
für Auslagen und Zeitaufwand (§ 23 Abs. 
6 Satz 1 ThürAIKG). Näheres regelt die 
Aufwandsentschädigungsordnung.

8. �FINANZWESEN DER INGENEUR-
    KAMMER

§ 19 Haushaltsjahr 

Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 20 Haushaltsplan 

Der Vorstand der Ingenieurkammer stellt 
für jedes Haushaltsjahr einen Haus-
haltsplan für das kommende Haushalts-
jahr auf. Diesen legt er nach Beratung 
und Verabschiedung der Vertreterver-
sammlung zur Beschlussfassung vor. 

§ 21 Rechnungsprüfer 

(1)	 Zur Kontrolle im Zeitraum zwischen 
den Vertreterversammlungen werden 
durch die Vertreterversammlung drei 
Rechnungsprüfer gewählt. Näheres 
regelt die Wahlordnung.

(2)	 Der Vorstand legt gegenüber den 
Rechnungsprüfern Rechenschaft für 
jedes Haushaltsjahr ab. Das Ergebnis 
und die Schlussfolgerungen sind der 
Vertreterversammlung zur Beschluss-
fassung vorzulegen.

9. VERSORGUNGSWERK

§ 22 Mitgliedschaft

(1)	 Die Mitglieder der Ingenieurkammer 
sind durch den Staatsvertrag zwischen 
dem Freistaat Thüringen und dem 
Freistaat Bayern vom 20.05.2003 in 
das Versorgungswerk der Bayerischen 
Ingenieurversorgung Bau mit Psycho-
therapeutenversorgung aufgenommen. 

(2)	 Für die Mitgliedschaft im Versor-
gungswerk gilt die Satzung des Ver-
sorgungswerkes in der jeweils gül-
tigen Fassung. Sie regelt die Rechte 
und Pflichten der Teilnehmer im Ver-
sorgungswerk und die zu erwartenden 
Versorgungsleistungen.

10. BEKANNTMACHUNGEN

§ 23 Grundsatz 

Die Bekanntmachungen der Ingenieur-
kammer erfolgen im Deutschen Ingenieur-
blatt (Regionalausgabe Thüringen) oder 
im Thüringer Staatsanzeiger.

§ 24 �Satzungen, Satzungsgenehmigun-
gen

(1)	 Die Bekanntmachung der Geneh-
migung der Satzungen nach § 36 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 12 bis 
14 erfolgt im Thüringer Staatsanzei-
ger (§ 36 Abs. 7 Satz 1 ThürAIKG). 

(2)	 Der vollständige Wortlaut aller Sat-
zungen nach § 36 Abs. 1 ThürAIKG 
wird im Deutschen Ingenieurblatt 
(DIB), Regionalausgabe Thüringen, 
veröffentlicht (§ 36 Abs. 7 Satz 2 und 
3 Halbsatz 1 ThürAIKG).

 11. GLEICHSTELLUNGSKLAUSEL

§ 25 

Status- und Funktionsbezeichnungen in 
dieser Satzung gelten jeweils in männli-
cher Form, in weiblicher Form und divers.

12. INKRAFTTRETEN

§ 26 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Be-
kanntgabe in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung der Ingenieurkammer vom 11. 
Dezember 2008 (Deutsches Ingenieur-
blatt (DIB), Regionalausgabe Thüringen, 
1-2/2009, S. 5) außer Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2018

gez. Dipl.-Ing. Elmar-Dräger
Präsident
Ingenieurkammer Thüringen

Genehmigungsvermerk:
Genehmigt durch das Thüringer Ministe-
rium für Infrastruktur und Landwirtschaft 
als Rechtsaufsichtsbehörde mit Bescheid 
vom 2. Januar 2019.(Az.:21-4013/8-5-
57328/2018)

Erfurt, den 2. Januar 2019
Thüringer Ministerium für Infrastruktur 
und Landwirtschaft

Im Auftrag
Jens Meißner
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Wahlordnung
Auf der Grundlage des § 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1, 2, 3, und 5 i. V. m. § 36 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Absatz 3 des Thüringer Architekten- 
und Ingenieurkammergesetzes (ThürAIKG) vom 14. Dezember 2016 (GVBl. S. 529) hat die Vertreterversammlung der Ingenieurkam-
mer Thüringen am 25. Oktober 2018 folgende Wahlordnung beschlossen:

Inhaltsübersicht

ERSTER TEIL

Geltungsbereich, Allgemeine Bestimmungen
§ 1 	 Geltungsbereich
§ 2 	 Wahlgebiet
§ 3 	 Wahlgrundsätze
§ 4	 Wahlvorstand

ZWEITER TEIL

Wahl der Vertreterversammlung
§ 5 	 Wahlrecht und Wählbarkeit
§ 6 	� Anzahl und Zusammensetzung der zu  

wählenden Vertreter
§ 7 	 Wahlaufruf
§ 8 	 Wählerverzeichnis
§ 9 	 Wahlbekanntmachung
§ 10 	 Wahlvorschläge
§ 11 	 Prüfung der Wahlvorschläge
§ 12 	 Briefwahlunterlagen
§ 13 	 Wahlhandlung, Stimmabgabe
§ 14 	 Ungültige Stimmen
§ 15 	 Behandlung der Wahlbriefe
§ 16 	 Feststellung des Wahlergebnisses

DRITTER TEIL

Wahl des Vorstandes
§ 17 	 Wahlrecht und Wählbarkeit
§ 18 	 Zusammensetzung des Vorstandes
§ 19 	 Wahlvorschläge
§ 20 	 Stimmzettel, Wahlhandlung, Stimmabgabe
§ 21 	 Feststellung des Wahlergebnisses	

VIERTER TEIL

Wahl der Ausschüsse
§ 22 	 Wahlrecht und Wählbarkeit
§ 23 	 Anzahl der Ämter, Stimmen
§ 24 	 Wahlvorgang
§ 25 	 Feststellung des Wahlergebnisses

FÜNFTER TEIL 

Wahl der Rechnungsprüfer
§ 26 	 Wahlrecht und Wählbarkeit
§ 27 	 Anzahl der Ämter, Stimmen
§ 28 	 Wahlvorgang
§ 29 	 Feststellung des Wahlergebnisses

SECHSTER TEIL
 
Amtszeit, Vorzeitiges Ausscheiden
§ 30 	 Beginn und Ende der Amtszeit
§ 31 	 Niederlegung eines Amtes
§ 32 	 Abberufung aus einem Amt
§ 33 	� Ausscheiden aus dem Amt vor Ablauf  

der Amtszeit, Amtsnachfolge

SIEBTER TEIL 

Wahlanfechtung und Wiederholungswahl
§ 34	 Wahlanfechtung
§ 35	 Wiederholungswahl

ACHTER TEIL

Schlussbestimmungen
§ 36 	 Gleichstellungsklausel
§ 37    Inkrafttreten / Außerkrafttreten

DIB THÜRINGEN
Ingenieurblatt regional� Nummer 1–2 / 2019
Infos und Mitteilungen der Ingenieurkammer Thüringen / Forum Thüringer Ingenieure
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ERSTER TEIL: GELTUNGSBEREICH,  
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§ 1 Geltungsbereich 

Die Wahlordnung gilt für die Wahl der
1. �Mitglieder der Vertreterversamm-

lung,
2. �Mitglieder des Vorstandes,
3. �Mitglieder der Ausschüsse und
4. �Rechnungsprüfer

der Ingenieurkammer Thüringen (im 
Folgenden: Ingenieurkammer). 

§ 2 Wahlgebiet 

Das Wahlgebiet umfasst das Gebiet des 
Freistaates Thüringen.
 

§ 3 Wahlgrundsätze 

(1) �Die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung, des Vorstandes und der Aus-
schüsse sowie die Rechnungsprüfer 
werden in allgemeiner, freier, unmit-
telbarer, gleicher und geheimer Wahl 
gewählt.

(2) �In der Vertreterversammlung (§ 6 Abs. 
3), im Vorstand (§ 18 Abs. 2) und im 
Eintragungsausschuss (§ 8 Abs. 3 Zif-
fer 1 Hauptsatzung) sollen die Fach-
richtungen1 angemessen vertreten sein. 

(3)	� Die Wahl der Mitglieder der Vertre-
terversammlung erfolgt durch Brief-
wahl.

(4)	� Die Mitglieder des Vorstandes, der 
Ausschüsse und die Rechnungsprüfer 
werden von der Vertreterversamm-
lung gewählt. Die Wahlen nach Satz 
1 werden in der konstituierenden 
Vertreterversammlung, zu der die 
neu gewählte Vertreterversammlung 
zusammentritt (§  24 Abs. 3 Satz 1 
ThürAIKG), durchgeführt. 

(5) �Eine Übertragung des Stimmrechtes ist 
nicht möglich.

 

§ 4 Wahlvorstand 

(1) �Der Wahlvorstand ist für die ordnungs-
gemäße Vorbereitung und Durch-
führung der Wahlen nach § 1 dieser 
Wahlordnung verantwortlich und in 
der Wahrnehmung seiner Aufgaben 

unabhängig. Er kann sich zu seiner 
Unterstützung der Geschäftsstelle der 
Ingenieurkammer bedienen und Wahl-
helfer einsetzen. Wahlhelfer müssen 
eingetragene Mitglieder der Ingeni-
eurkammer oder Mitarbeiter der Ge-
schäftsstelle sein. Der Wahlvorstand 
und die Wahlhelfer sind zur unpartei-
ischen Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
und zur Geheimhaltung verpflichtet.

(2) �Der Vorstand der Ingenieurkammer 
beruft spätestens 160 Tage vor Beginn 
der Wahl der Vertreterversammlung 
sowie spätestens 30 Tage vor Beginn 
aller übrigen Wahlen einen Wahlvor-
stand. Die Berufung des Wahlvorstan-
des ist im Deutschen Ingenieurblatt 
(DIB), Regionalausgabe Thüringen 
spätestens im Folgemonat oder im 
Thüringer Staatsanzeiger bekannt zu 
machen. Die Amtszeit endet mit Be-
standskraft des Wahlergebnisses.

(3) �Der Wahlvorstand besteht aus dem 
Vorsitzenden (Wahlleiter) und zwei 
Beisitzenden. Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit gefasst. Für den 
Vorsitzenden und die Beisitzenden 
sind jeweils Stellvertreter zu berufen. 
Der Vorsitzende und sein Stellvertreter 
müssen die Befähigung zum Richter-
amt nach dem Deutschen Richterge-
setz haben oder die Voraussetzungen 
des § 110 Satz 1 des Deutschen Rich-
tergesetzes erfüllen oder einen Ab-
schluss als Diplomjurist nachweisen. 
Die Beisitzenden müssen Mitglieder 
der Ingenieurkammer sein.

(4) �Die Mitglieder des Wahlvorstandes 
dürfen weder ein Amt nach § 1 aus-
üben noch für eines dieser Ämter kan-
didieren.

(5) �Scheidet ein Mitglied des Wahlvor-
standes vor Ablauf der Amtszeit aus, 
so beruft der Vorstand der Ingenieur-
kammer einen Nachfolger für den Rest 
der Amtszeit. Die Absätze 2 Satz 2 und 
3 sowie Absatz 3 Satz 4 und 5 gelten 
entsprechend.

(6) �Über die Sitzungen des Wahlvorstan-
des ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die Angaben enthält über:

	 1. Zeit und Ort der Sitzung,
	 2. �die anwesenden Mitglieder und ggf. 

Wahlhelfer,
	 3. die Beschlussfähigkeit,
	 4. die Beratungsgegenstände und
	 5. �die Ergebnisse der Beratungen und 

etwaigen Beschlüsse.

	� Die Niederschrift ist von dem in der 
jeweiligen Sitzung anwesenden Vor-
sitzenden und dem in der jeweiligen 
Sitzung anwesenden Protokollführer 
zu unterzeichnen.

 
(7) �Die Tätigkeit im Wahlvorstand ist 

ehrenamtlich. Die Mitglieder erhal-
ten für die Teilnahme an den Sit-
zungen des Wahlvorstandes eine 
Entschädigung nach Maßgabe der 
Reisekosten- und Entschädigungs-
ordnung der Ingenieurkammer. 

(8) �Der Sitz des Wahlvorstandes ist die 
Geschäftsstelle der Ingenieurkammer.

 

ZWEITER TEIL:  WAHL DER  
VERTRETERVERSAMMLUNG

§ 5 Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1) �Für die Vertreterversammlung sind alle 
in ein Wählerverzeichnis (§ 8) einge-
tragenen Mitglieder der Ingenieurkam-
mer (§ 21 Abs. 1 ThürAIKG) wählbar 
und zur Wahl berechtigt.

(2) �In das Wählerverzeichnis wird ein Mit-
glied nicht eingetragen,

	 1. �dessen Wahlberechtigung und 
Wählbarkeit durch unanfechtbare 
Entscheidung des Ehrenausschus-
ses aberkannt wurde

	 2. �das infolge Richterspruchs das 
Wahlrecht nicht besitzt oder,

	 3. �wenn zur Besorgung aller sei-
ner Angelegenheiten ein Be-
treuer nicht nur durch einst-
weilige Anordnung bestellt ist. 

§ 6 Anzahl und Zusammensetzung der 
zu wählenden Vertreter 

(1) �Es werden 21 Mitglieder der Vertre-
terversammlung gewählt (§ 13 der 
Hauptsatzung). Mindestens sechzehn 
Vertreter müssen Pflichtmitglieder 
sein.

(2) �Sind fünf freiwillige Mitglieder ge-
wählt, fallen die verbleibenden Sitze in 
der Vertreterversammlung an Pflicht-
mitglieder.

(3) �Die Vertreterversammlung setzt sich 
aus nachfolgenden Fachrichtungen zu-
sammen:

	 a) �Bauwesen: mindestens elf Mitglie-
der

	 b) �Gebäudetechnik: mindestens ein 
Mitglied

1) �Fachrichtung: Die Zuordnung der in § 6 Abs. 3 und § 18 Abs. 2 sowie § 8 Abs. 3 Ziffer 1 Hauptsatzung genannten Fachrichtun-
gen erfolgt auf Grundlage der im Eintragungsprozess vorgelegten Unterlagen (ThürAIKG § 4 Abs. 1).
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	 c) �Geodäsie: mindestens ein Mitglied
	 d) �sonstige Fachrichtungen: mindes-

tens ein Mitglied
	� Wird bei der Wahl aus einer Fachrich-

tung kein Vertreter gewählt, so gilt 
zusätzlich der Vertreter dieser Fach-
richtung mit den meisten Stimmen 
als gewählt (Überhangmandat). Wenn 
für eine Fachrichtung keine gülti-
ge Stimme vorliegt, dann gibt es für 
diese Fachrichtung keinen Vertreter. 
Die Wahl ist in diesem Fall dennoch  
gültig. 

 

§ 7 Wahlaufruf 

(1) �Der Vorstand der Ingenieurkammer in-
formiert die Mitglieder spätestens 120 
Tage vor Beginn der Wahl (erster Tag 
der Stimmabgabe) über die Wahl der 
Vertreterversammlung. Dabei ist der 
Wahlzeitraum konkret zu benennen. 
Wahlbeginn und Wahlende müssen 
zwischen dem Anfang des sechsund-
fünfzigsten und dem Ende des neun-
undfünfzigsten Kalendermonats nach 
Beginn der Wahlperiode liegen.

(2) �Der Wahlaufruf ist im Deutschen In-
genieurblatt (DIB), Regionalausgabe 
Thüringen oder im Thüringer Staats-
anzeiger bekannt zu machen.

 

§ 8 Wählerverzeichnis 

(1) �Der Wahlvorstand erstellt spätestens  
55 Tage vor Beginn der Wahl ein 
Wählerverzeichnis, unterteilt in Fach-
richtungen (§ 6 Abs. 3), das in alpha-
betischer Reihenfolge fortlaufend 
nummeriert alle Wahlberechtigten 
enthält. Es beinhaltet für jeden Wahl-
berechtigten Familiename, Vorname, 
Geburtsdatum, Sitz des Büros oder 
Privatanschrift im Wahlgebiet und die 
Mitgliedsnummer. In das Wählerver-
zeichnis werden die Kammermitglie-
der aufgenommen, die bis 60 Tage vor 
Beginn der Wahl in das Mitgliederver-
zeichnis eingetragen sind.

(2) �Das Wählerverzeichnis ist spätestens 
50 Tage vor Beginn der Wahl zusam-
men mit der geltenden Wahlordnung 
und der Wahlbekanntmachung wäh-
rend der allgemeinen Geschäftszeiten 
in der Geschäftsstelle der Ingenieur-
kammer auszulegen. Zusätzlich wird 
das Wählerverzeichnis im geschützten 
Mitgliederbereich der Homepage der 
Ingenieurkammer eingestellt. Die Aus-
legungsfrist endet 28 Tage vor Beginn 
der Wahl. Der Wahlvorstand macht die 
Einsichtmöglichkeiten im Deutschen 

Ingenieurblatt, Regionalausgabe Thü-
ringen oder im Thüringer Staatsanzei-
ger bekannt.

(3) �Gegen die Richtigkeit und Vollstän-
digkeit des Wählerverzeichnisses kann 
jedes Mitglied der Ingenieurkammer 
während der Auslegungsfrist beim 
Wahlvorstand schriftlich Einspruch 
einlegen. Der Einspruch ist zu begrün-
den. Einsprüche können die Aufnahme 
eines neuen Eintrags im Wählerver-
zeichnis oder die Streichung oder Be-
richtigung eines im Wählerverzeichnis 
bereits vorhandenen Eintrags zum Ge-
genstand haben. Soweit die behaupte-
ten Tatsachen nicht offenkundig sind, 
hat der Einspruchsführer die erforder-
lichen Beweismittel beizufügen.

(4) �Bei der Auslegung des Wählerver-
zeichnisses ist unter Benennung des 
letzten Tages der Auslegung auf die 
Einspruchsmöglichkeit hinzuweisen. 
Ein verspätet eingehender Einspruch 
wird nicht berücksichtigt.

(5) �Der Wahlvorstand hat unverzüglich 
über den Einspruch zu entscheiden und 
seine Entscheidung dem Einspruchs-
führer mitzuteilen. Kann ein Einspruch 
zur Streichung einer im Wählerver-
zeichnis eingetragenen anderen Person 
führen, so hat er dieser vor der Ent-
scheidung Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. Ist der Einspruch berechtigt, 
ist das Wählerverzeichnis vor seinem 
Abschluss (Absatz 7) zu berichtigen. 
Die Entscheidung des Wahlvorstandes 
ist unanfechtbar, schließt aber die An-
fechtung der Wahl nicht aus.

(6) �Der Wahlvorstand kann das Wähler-
verzeichnis im Fall von Unrichtig-
keiten auch nach Beginn der Ausle-
gungsfrist bis zu seinem Abschluss  
(Absatz 7) von Amts wegen berichti-
gen. Die Berichtigung ist der davon 
betroffenen Person unverzüglich mit-
zuteilen.

(7) �Das Wählerverzeichnis ist spätestens 
14 Tage vor Beginn der Wahlzeit ab-
zuschließen; das Wählerverzeichnis 
und die Zahl der zur Wahl Berechtig-
ten steht damit endgültig fest. Der Ab-
schluss ist vom Wahlvorstand auf dem 
Wählerverzeichnis zu bestätigen.

 

§ 9 Wahlbekanntmachung
                                                                                        
(1) �Der Wahlvorstand erlässt für die Wahl 

eine Wahlbekanntmachung und macht 
diese mindestens 90 Tage vor Beginn 
der Wahl im Deutschen Ingenieurblatt, 

Regionalausgabe Thüringen, oder im 
Thüringer Staatsanzeiger bekannt.

(2) �Die Wahlbekanntmachung enthält:
	 1. �den Beginn und das Ende der Wahl, 

mit dem Hinweis, dass Wahlbriefe, 
die nach Ablauf der dafür gesetzten 
Frist beim Wahlvorstand eingehen, 
ungültig sind (§§ 13 Abs. 8, 14 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1),

	 2. �die Anzahl der zu wählenden Ver-
treter (§ 6 Abs. 1),

	 3. �den Hinweis darauf, dass wahlbe-
rechtigt nur ist, wer in das Wähler-
verzeichnis (§ 8) eingetragen ist,

	 4. �Ort, Zeit und Dauer der Auslegung 
des Wählerverzeichnisses (§ 8) 
und des Textes der Wahlordnung, 
Möglichkeit der Einsichtnahme 
in das Wählerverzeichnis auch im 
geschützten Mitgliederbereich der 
Homepage der Ingenieurkammer,

	 5. �Hinweise auf die Einspruchsmög-
lichkeit gegen die Richtigkeit und 
Vollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses (§ 8 Abs. 3),

	 6. �die Aufforderung zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen, den Zeitrah-
men dafür und die Voraussetzungen 
für die Zulassung (§§ 10 und 11),

	 7. �den Hinweis, dass nur gewählt 
werden kann, wer in einer Wahl-
vorschlagsliste (§ 11 Abs. 3) aufge-
nommen ist,

	 8. �den Hinweis, dass die Wahl als 
Briefwahl durchgeführt wird (§ 3 
Abs. 3),

	 9. �die Kalenderwoche der Versen-
dung der Briefwahlunterlagen (§ 12  
Abs. 1),

	 10. �den Termin und den Ort der Fest-
stellung des Wahlergebnisses und 
die Art seiner Bekanntmachung  
(§ 16) und

	 11. �die Hinweise zur Wahlanfechtung 
(§ 34).

 

§ 10 Wahlvorschläge 

(1) �Zur Wahl in die Vertreterversammlung 
kann sich jedes in das Wählerverzeich-
nis eingetragene Kammermitglied 
selbst vorschlagen oder vorschlagen 
lassen und andere in das Wählerver-
zeichnis eingetragene Kammermitglie-
der als Kanditat vorschlagen (Wahl-
vorschlag).

(2) �Wahlvorschläge können bis spätestens 
21 Tage vor Beginn der Wahl schrift-
lich beim Wahlvorstand (§ 4 Abs. 8) 
eingereicht werden. Maßgebend ist 
das Datum des Eingangs in der Ge-
schäftsstelle, das auf allen eingereich-
ten Wahlvorschlägen zu vermerken ist.



– 8 –

DIB  THÜRINGEN� 1–2 / 2019

(3) �Jeder Wahlvorschlag muss den ver-
antwortlichen Einreicher ausweisen 
und von diesem unterschrieben sein. 
Auf jedem Wahlvorschlag ist der Kan-
didat mit Familiennamen, Vornamen, 
Geburtsdatum, Art der Mitgliedschaft, 
Sitz des Büros oder Privatanschrift im 
Wahlgebiet sowie die Zuordnung der 
Fachrichtung anzugeben.

(4) �Dem Wahlvorschlag muss die un-
terschriebene Erklärung des vorge-
schlagenen Kandidaten als Original 
beigefügt werden, dass er mit der Auf-
stellung in der Wahlvorschlagsliste 
einverstanden ist, wodurch er sich zur 
Übernahme des Amtes bereit erklärt.

(5) �Ein Wahlvorschlag kann schriftlich ge‑ 
ändert oder zurückgenommen werden, 
wenn die Frist nach Absatz 2 noch 
nicht abgelaufen ist und alle Unter-
zeichner sowie der vorgeschlagene 
Kandidat der Änderung oder Rück-
nahme gegenüber dem Wahlvorstand 
schriftlich zustimmen.

(6) �Wahlvorschläge und sonstige Erklä-
rungen gegegenüber dem Wahlvor-
stand nach den Absätzen 2 bis 5 er-
füllen das Schriftformerfordernis auch 
dann, wenn sie durch Telefax über-
tragen werden, sofern das jeweilige 
Original die erforderliche Unterschrift 
trägt. Für die Übermittlung elektroni-
scher Dokumente gilt § 3 a Thüringer 
Verwaltungsverfahrensgesetz in der 
jeweils geltenden Fassung.

 

§ 11 Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) �Der Wahlvorstand prüft nach Ablauf 
der Einreichungsfrist, ob die Wahlvor-
schläge zuzulassen oder zurückzuwei-
sen sind. Nicht fristgerecht eingereich-
te Wahlvorschläge und solche, die die 
sonstigen Voraussetzungen nach § 10 
nicht erfüllen, werden zurückgewie-
sen. Über das Prüfungsergebnis ist 
eine Niederschrift zu fertigen. Die 
Entscheidung über die Zurückwei-
sung seines Wahlvorschlags ist dem 
verantwortlichen Einreicher und dem 
vorgeschlagenen Kandidaten unver-
züglich unter Angabe der Gründe zu 
übersenden.

(2) �Eine Anfechtung findet nur gemäß  
§ 34 statt. 

(3) �Der Wahlvorstand versieht die zu-
gelassenen Wahlvorschläge in der 
Reihenfolge ihres Eingangs mit Ord-
nungsnummern und erstellt unter An-

gabe der Art der Mitgliedschaft sowie 
einer Zuordnung der Fachrichtungen 
nach § 6 Abs. 3 Satz 1 Buchstaben a 
bis d eine Liste der Kandidaten (Wahl-
vorschlagsliste). Diese wird spätestens 
14 Tage vor Beginn der Wahl bis zum 
Ende der Wahl in der Geschäftsstelle 
der Ingenieurkammer ausgelegt so-
wie im Mitgliederbereich der Home-
page der Ingenieurkammer eingestellt. 

§ 12 Briefwahlunterlagen 

(1) �Auf der Grundlage der Wahlvor-
schlagsliste erstellt der Wahlvorstand 
die Briefwahlunterlagen. Er versendet 
diese bis spätestens sieben Tage vor 
Beginn der Wahl an alle in das Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Wahlbe-
rechtigten.

(2) �Die Briefwahlunterlagen setzen sich 
zusammen aus

	 1. �einem Merkblatt mit sachdienli-
chen Hinweisen für die Stimmab-
gabe, insbesondere die jedem Wäh-
ler zustehende Anzahl der Stimmen 
sowie der Zeitraum für die Wahl,

	 2. �einem Stimmzettel, auf dem die 
Wahlvorschläge entsprechend der 
Wahlvorschlagsliste abgedruckt 
sind,

	 3. �einem mit dem Siegelabdruck 
der Kammer versehenen farbigen 
Wahlumschlag für die Einlage des 
Stimmzettels,

	 4. �einem Wahlschein mit einer vor-
gedruckten vom Wähler zu unter-
schreibenden Erklärung, dass

	 - �er die Person ist, auf die der 
Wahlschein ausgestellt ist,

	 - �ihm keine sein Stimmrecht aus-
schließenden Gründe bekannt 
sind und

	 - er persönlich abgestimmt hat und
	 - �einem an den Wahlvorstand ge-

richteten und als Wahlbrief ge-
kennzeichneten Briefumschlag 
mit Postfreimachungsvermerk 
unter Angabe der Nummer des 
Wählers im Wählerverzeichnis 
und dem Wahlumschlag mit ein-
gelegtem Stimmzettel.

(3) �Die Versendung der Briefwahlunterla-
gen ist unter Angabe des Datums im 
Wählerverzeichnis bei dem Namen 
des jeweiligen Wahlberechtigten zu 
dokumentieren.

 

§ 13 Wahlhandlung, Stimmabgabe 

(1) �Gewählt wird mit den vom Wahlvor-
stand ausgegebenen Briefwahlunter-
lagen.

(2) �Jeder Wähler hat 21 Stimmen. Jeder 
Kandidat kann auf einem Stimmzettel 
nur eine Stimme bekommen. Mehr-
fachstimmen für einen oder mehrere 
Kandidaten sind nicht möglich. Eine 
Pflicht zur Abgabe aller möglichen 
Stimmen besteht nicht.

(3) �Auf den Stimmzetteln ist auf die jewei-
lige Zahl der zu vergebenden Stimmen 
sowie darauf hinzuweisen, dass bei 
einer Abgabe von mehr als der zuläs-
sigen Stimmenanzahl sowie bei Mehr-
fachstimmen für einen oder mehrere 
Kandidaten die gesamte Stimmabgabe 
ungültig ist.

(4) �Der Wähler gibt seine Stimme oder 
seine Stimmen in der Weise ab, dass 
er auf dem Stimmzettel an den dafür 
vorgesehenen Stellen den oder die 
Kandidaten, dem oder denen er seine 
Stimme geben will, durch Ankreuzen 
zweifelsfrei kenntlich macht.

(5) �Der Wähler legt seinen Stimmzettel 
in den farbigen Wahlumschlag und 
verschließt diesen. Der Wahlumschlag 
darf keine Kennzeichnung(en) haben, 
die auf die Person des Wählers schlie-
ßen lassen.

(6) �Der Wähler unterschreibt die auf dem 
Wahlschein enthaltene Erklärung un-
ter Angabe des Ortes und des Datums 
eigenhändig mit seinem Vor- und Fa-
miliennamen.

(7) �Der Wähler legt den verschlossenen 
farbigen Wahlumschlag und den un-
terschriebenen Wahlschein einzeln in 
den mit Wahlbrief gekennzeichneten 
Briefumschlag, verschließt diesen 
ebenfalls und übersendet den Wahl-
brief an den Wahlvorstand.

(8) �Der Wahlbrief muss bis 16:00 Uhr des 
letzten Tages der Stimmabgabe beim 
Wahlvorstand eingegangen sein.

 

§ 14 Ungültige Stimmen 

(1)	�Eine Stimmabgabe ist insbesondere 
ungültig, wenn

	 1.	�der Wahlbrief nicht rechtzeitig ein-
gegangen ist,

	 2.	�entweder der Wahlbrief oder der 
im Wahlbrief liegende farbige 
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Wahlumschlag nicht verschlossen 
ist oder beide nicht verschlossen 
sind,

	 3.	�dem Wahlbrief kein mit der vorge-
schriebenen ordnungsgemäß unter-
schriebenen Erklärung versehener 
Wahlschein oder Wahlumschlag 
beigefügt ist,

	 4.	�der Wahlumschlag gekennzeichnet 
ist,

	 5.	�ein nicht vom Wahlvorstand ausge-
gebener Wahlumschlag verwendet 
wurde oder

	 6.	�der Wähler nicht in ein Wählerver-
zeichnis eingetragen ist.

	� Ist die Stimmabgabe ungültig, gilt die 
Stimme als nicht abgegeben.

(2)	�Ein Stimmzettel ist insbesondere un-
gültig, wenn er

	 1.	�nicht vom Wahlvorstand ausgege-
ben wurde,

	 2.	�außer den zulässigen Ankreuzungen 
noch zusätzliche Vermerke, Vorbe-
halte oder Ankreuzungen enthält,

	 3.	keine Ankreuzungen enthält oder
	 4.	�den Willen des Wählers nicht zwei-

felsfrei erkennen lässt.
 

§ 15 Behandlung der Wahlbriefe 

(1)	�Der Tag des Eingangs jedes Wahlbrie-
fes, am letzten Tag der Stimmabgabe 
(§ 13 Abs. 8) auch der Eingang nach 
16:00 Uhr, ist durch den Wahlvorstand 
im Wählerverzeichnis beim Namen 
des jeweiligen Wahlberechtigten zu 
vermerken. Die Wahlbriefe sind bis 
zu ihrer Öffnung unter Verschluss zu 
halten.

(2)	�Der Wahlvorstand öffnet die Wahl-
briefe und entnimmt ihnen den Wahl-
schein und den Wahlumschlag. Er 
sondert die ungültigen Stimmabgaben 
aus, vermerkt die gültigen Stimmab-
gaben im Wählerverzeichnis und wirft 
die ungeöffneten Wahlumschläge in 
eine Wahlurne. Der Wahlvorstand 
überzeugt sich vor dem ersten Einwurf 
der Wahlumschläge in die Wahlurne, 
dass diese sich in ordnungsgemäßem 
Zustand befindet und leer ist. Danach 
wird die Wahlurne verschlossen. Der 
Verschluss ist vom Wahlleiter vorzu-
nehmen. Hierüber hat der Wahlvor-
stand eine Niederschrift anzufertigen.

(3)	�Die ausgesonderten Wahlbriefe (un-
gültige Stimmabgaben) sind zusam-
men mit den Wahlscheinen und den 
ungeöffneten dazugehörigen Wahlum-
schlägen gesondert bei den Wahlun-
terlagen zu verwahren.

§ 16 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1)	�Der Wahlvorstand öffnet die Wahlur-
ne. Die Wahlumschläge sind einzeln 
zu öffnen und die Stimmzettel auf ihre 
Gültigkeit gemäß § 14 Abs. 2 hin zu 
überprüfen.

(2)	�Ungültige Stimmzettel sind gesondert 
bei den Wahlunterlagen zu verwahren. 
Die Ungültigkeit ist auf den Stimm-
zetteln zu vermerken.

(3)	 �Die für die einzelnen Kandidaten ab-
gegebenen gültigen Stimmen werden 
ausgezählt.

(4)	�Gewählt ist, wer die meisten der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erhalten 
hat. Es zählt die Reihenfolge der er-
zielten Stimmenzahl, beginnend mit 
der Höchstzahl, bis zum Erreichen der 
Anzahl der zu vergebenden Ämter (§ 
6 Abs. 1 Satz 1). Bei Stimmengleich-
heit für den letzten Vertretersitz ent-
scheidet das Los. Das Los ist durch 
den Wahlleiter zu ziehen.

(5)	�Der Wahlvorstand stellt das Ergebnis 
der Wahl spätestens sieben Tage nach 
dem letzten Tag der Stimmabgabe 
fest. Über die Feststellung des Wahl-
ergebnisses ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Diese muss unbeschadet § 4 
Abs. 6 enthalten:

	 1.	die Angabe des gewählten Organs,
	 2.	�den Ort und die Zeit der Sitzung des 

Wahlvorstandes sowie der Wahl,
	 3.	�die Namen der anwesenden Mit-

glieder des Wahlvorstandes und der 
Wahlhelfer,

	 4.	�Beanstandungen und besondere 
Vorkommnisse bei der Wahlhand-
lung und bei der Feststellung des 
Wahlergebnisses,

	 5.	�Beschlüsse über die Nichtzulassung 
von Wählern,

	 6.	die Anzahl der Wahlberechtigten,
	 7.	�die Zahl der abgegebenen Stimmen 

insgesamt (gültige Stimmabgaben 
und ungültige Stimmabgaben),

	 8.	�die Zahl der gültigen und ungülti-
gen Stimmen,

	 9.	�die Zahl der auf die einzelnen Kan-
didaten entfallenden Stimmen und

	 10.�die Namen der gewählten Vertreter 
mit Anschrift und Tätigkeitsart.

(6)	�Nach Feststellung des Wahlergebnis-
ses ist die Wahl beendet.

(7)	�Eine Abschrift der Niederschrift ist spä- 
testens 14 Tage nach Ende der Wahl 
an die Aufsichtsbehörde (§ 20 Abs. 2 
Satz 1 ThürAIKG) zu versenden.

(8)	�Der Wahlvorstand benachrichtigt spä-
testens 14 Tage nach Ende der Wahl 
die gewählten Vertreter von ihrer Wahl 
und fordert sie auf, binnen einer Wo-
che schriftlich zu erklären, ob sie die 
Wahl annehmen. Die Benachrichti-
gung ist zuzustellen. Geben die Ge-
wählten bis zum Ablauf dieser Frist 
keine Erklärung ab, gilt die Wahl als 
angenommen. Hierauf und auf die 
Möglichkeit der Antragstellung nach § 
23 Abs. 4 Satz 4 und 5 ThürAIKG ist 
der gewählte Vertreter in der Benach-
richtigung hinzuweisen.

(9)	�Hat der Vorstand der Ingenieurkam-
mer auf Antrag eines gewählten Ver-
treters entschieden, dass ein wichtiger 
Grund für seine Ablehnung der An-
nahme des Amtes besteht (§ 23 Abs. 
4 Satz 5 ThürAIKG), so gilt § 33 Abs. 
1 Satz 1 entsprechend. Haben mehrere 
Kandidaten die gleiche Stimmenzahl 
erreicht, entscheidet das Los. Das Los 
ist durch den Wahlleiter zu ziehen. Ist 
kein Nachrücker vorhanden, bleibt der 
Vertretersitz unbesetzt.

(10) �Das Wahlergebnis ist im Deutschen 
Ingenieurblatt, Regionalausgabe 
Thüringen, oder im Thüringer Staats-
anzeiger bekannt zu machen. Die Be-
kanntmachung erfolgt unbeschadet 
der Annahme oder Ablehnung der 
Wahl durch die gewählten Vertreter. 
Außerdem wird das Ergebnis auf der 
Homepage der Ingenieurkammer 
eingestellt.

(11) �Die Briefwahlunterlagen sind bis 
zum Ablauf der Wahlperiode in der 
Geschäftsstelle der Ingenieurkammer 
zu verwahren und danach zu vernich-
ten.

 

DRITTER TEIL: 
WAHL DES VORSTANDES

§ 17 Wahlrecht und Wählbarkeit 

Der Vorstand setzt sich aus Mitgliedern 
der Ingenieurkammer zusammen. Zur 
Wahl berechtigt (§ 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 
ThürAIKG, § 3 Abs. 4) sind die Mitglie-
der der Vertreterversammlung. Wählbar-
keit und/oder Wahlberechtigung sind bei 
Vorliegen der Voraussetzungen entspre-
chend § 5 Abs. 2 ausgeschlossen.

§ 18 Zusammensetzung des Vorstandes 

(1)	�Die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung wählen für die Dauer ihrer Amts-
zeit jeweils in getrennten Wahlgängen 
die Mitglieder des Vorstandes in fol-
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gender Reihenfolge:
	 1.	den Präsidenten,
	 2.	�jeden der beiden Vizepräsidenten 

und
	 3.	jeden der vier Beisitzenden.

(2)	�Von den Mitgliedern des Vorstands 
sollen mindestens zwei der Fach-
richtung Bauwesen angehören. 

§ 19 Wahlvorschläge 

(1)	�Wahlvorschläge können nur von den 
anwesenden Mitgliedern der Vertre-
terversammlung am Wahltag in der 
konstituierenden Sitzung der Ver-
treterversammlung, nach Aufruf des 
Wahlleiters zur Wahl abgegeben wer-
den. Das jeweilige Amt (§ 18 Abs. 1) 
ist zu benennen.

(2)	�Es können nur solche Kammermit-
glieder gewählt werden, die zum Zeit-
punkt der Wahl anwesend sind. Die 
Vorgeschlagenen können für mehrere 
Ämter kandidieren.

(3)	�Aufgrund der Wahlvorschläge werden 
vom Wahlleiter für jedes zu vergeben-
de Amt Stimmzettel angefertigt.

 
§ 20 Stimmzettel, Wahlhandlung, 
Stimmabgabe 

(1)	�Der Vorsitzende des Wahlvorstandes 
(Wahlleiter, § 4 Abs. 3 Satz 1) führt 
die Wahl des Vorstandes durch.

(2)	�Gewählt wird mit den vom Wahlleiter 
ausgegebenen Stimmzetteln.

(3)	�Für die Stimmabgabe gilt § 13 Abs. 
2 Satz 2 bis 4 und Abs. 3 bis 5 ent-
sprechend. Der Wahlleiter erstellt auf 
der Grundlage der Wahlvorschläge 
Stimmzettel, auf denen die Namen der 
Kandidaten in alphabetischer Reihen-
folge, die Art der Mitgliedschaft und 
die Fachrichtung (§ 6 Abs. 3) aufge-
führt sind.

(4)	�Der Wähler wirft seinen Stimm-
zettel nach Abgabe seiner Stim-
me in die Wahlurne. § 15 Abs. 
2 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend. 

§ 21 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1)	�Der Wahlleiter öffnet die Wahlurne 
und überprüft die Stimmzettel auf ihre 
Gültigkeit; die §§ 14 Abs. 2 und 16 
Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.

(2)	�§ 16 Abs. 4 Satz 1 und 2 gilt entspre-
chend. Bei Stimmengleichheit wird 
eine Stichwahl durchgeführt. Wird 
auch in der Stichwahl Stimmengleich-
heit erreicht, entscheidet das Los. Das 
Los ist durch den Wahlleiter zu zie-
hen.

(3)	�Die gewählten Kandidaten werden 
der Vertreterversammlung durch den 
Wahlleiter nach jedem Wahlgang zu-
sammen mit dem Ergebnis der Wahl 
bekannt gegeben und befragt, ob sie 
die Wahl annehmen. Eine Ablehnung 
des Amtes muss durch den gewählten 
Kandidaten unverzüglich gegenüber 
dem Wahlleiter erklärt werden (§ 23 
Abs. 4 Satz 4 und 5 ThürAIKG). Ist 
die Ablehnung des Amtes wirksam, ist 
die Wahl sofort zu wiederholen.

(4)	�Über die Feststellung des Wahler-
gebnisses ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die vom Wahlleiter zu unter-
zeichnen ist. § 16 Abs. 5 Satz 3 gilt 
entsprechend.

(5)	�Ergibt die Feststellung des Wahler-
gebnisses, dass die Zusammensetzung 
des Vorstands nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 nicht vollständig erreicht wurde, 
ist die Wahl insoweit binnen drei Mo-
naten zu wiederholen. In den Fällen 
des Satzes 1 endet abweichend von  
§ 30 Satz 4 die Amtszeit der davon be-
troffenen Vorstandsmitglieder erst mit 
der endgültigen Neubesetzung ihrer 
Vorstandsposition (§ 23 Abs. 4 Satz 3 
ThürAIKG).

(6)	§ 16 Abs. 7 und 11 gilt entsprechend. 

(7)	�Das Wahlergebnis ist im Deutschen 
Ingenieurblatt, Regionalausgabe Thü-
ringen, oder im Thüringer Staatsanzei-
ger bekannt zu machen.

 

VIERTER TEIL: 
WAHL DER AUSSCHÜSSE

§ 22 Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1)	�Für den Eintragungs-, Schlichtungs- 
und Ehrenausschuss sind unter Be-
achtung der Bestimmungen des 
ThürAIKG und der Hauptsatzung zur 
Wahl, Bildung und Zusammensetzung 
dieser Ausschüsse alle Mitglieder der 
Ingenieurkammer sowie Nichtmitglie-
der wählbar (§ 23 Abs. 3 ThürAIKG). 
Für die Wahl weiterer Ausschüsse sind 
alle Mitglieder der Ingenieurkammer 
wählbar.

(2)	�Zur Wahl berechtigt sind alle Mitglie-
der der Vertreterversammlung.

(3)	�Wählbarkeit oder Wahlberechti-
gung oder beides sind bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen entspre-
chend § 5 Abs. 2 ausgeschlossen. 

§ 23 Anzahl der Ämter, Stimmen 

(1)	�Die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung wählen für die Dauer ihrer Amts-
zeit jeweils in getrennten Wahlgängen 
für den Eintragungs-, den Schlich-
tungs-, den Ehrenausschuss und jeden 
der weiteren in § 8 Abs. 1 der Haupt-
satzung genannten Ausschüsse je-
weils in getrennten Wahlgängen einen 
Vorsitzenden, einen stellvertretenden 
Vorsitzenden, die danach festgelegte 
Anzahl von Beisitzern und deren Ver-
treter (§ 8 Abs. 3 der Hauptsatzung).

(2)	�Zur Wahl des Vorsitzenden so-
wie seines Stellvertreters hat jeder 
Wahlberechtigte jeweils eine Stim-
me. Für die Wahl der Ausschüsse 
hat jeder Wahlberechtigte so viele 
Stimmen wie Beisitzer für den je-
weiligen Ausschuss zu wählen sind. 

§ 24 Wahlvorgang 

(1)	�Der Vorsitzende des Wahlvorstandes 
(Wahlleiter, § 4 Abs. 3 Satz 1) führt 
die Wahl der Ausschüsse durch.

(2)	�Die Wahl der Mitglieder der Aus-
schüsse erfolgt grundsätzlich in offe-
ner Abstimmung. 

(3)	�Vorschlagberechtigt sind die Mitglie-
der der Vertreterversammlung und die 
Mitglieder des Vorstands (§ 26 Abs. 4 
ThürAIKG). Wird ein Kandidat vorge-
schlagen, der nicht in der Vertreterver-
sammlung anwesend ist, so ist dieser 
Vorschlag nur zugelassen, wenn die 
schriftliche Einverständniserklärung 
des Vorgeschlagenen für die Kandida-
tur vorliegt.

(4)	�Die Vorsitzenden und ihre Stellver-
treter sowie die Beisitzer und die 
stellvertretenden Beisitzer werden in 
gesonderten Wahlvorgängen gewählt. 

§ 25 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1)	�Die Geschäftsstelle der Ingenieurkam-
mer benachrichtigt spätestens sieben 
Tage nach Feststellung des Wahler-
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gebnisses die gewählten Ausschuss-
mitglieder und fordert sie auf, binnen 
einer Woche schriftlich zu erklären, 
ob sie die Wahl annehmen. Die Be-
nachrichtigung ist zuzustellen. Geben 
die Gewählten bis zum Ablauf dieser 
Frist keine Erklärung ab, gilt die Wahl 
als angenommen. Hierauf und auf die 
Möglichkeit der Antragstellung nach  
§ 23 Abs. 4 Satz 4 und 5 ThürAIKG ist 
der gewählte Vertreter in der Benach-
richtigung hinzuweisen.

(2)	�Das Wahlergebnis ist im Deut-
schen Ingenieurblatt, Regionalaus-
gabe Thüringen, oder im Thüringer 
Staatsanzeiger bekannt zu machen. 

FÜNFTER TEIL: WAHL 
DER RECHNUNGSPRÜFER

§ 26 Wahlrecht und Wählbarkeit 

Als Rechnungsprüfer sind alle Mitglieder 
der Ingenieurkammer wählbar. Zur Wahl 
berechtigt sind die Mitglieder der Vertre-
terversammlung.

§ 27 Anzahl der Ämter, Stimmen 

(1)	�Die Mitglieder der Vertreterversamm-
lung wählen für die Dauer ihrer Amts-
zeit drei Rechnungsprüfer.

(2)	�Die Rechnungsprüfer werden durch 
einfache Mehrheit der anwesenden 
Vertreter gewählt. Jeder Wähler hat 
insgesamt drei Stimmen. Die mehrfa-
che Stimmabgabe für einen Kandida-
ten ist nicht möglich.

§ 28 Wahlvorgang 

(1)	�Der Vorsitzende des Wahlvorstandes 
(Wahlleiter, § 4 Abs. 3 Satz 1) führt die 
Wahl der Rechnungsprüfer durch.

(2)	�Vorschlagberechtigt sind die Mitglie-
der der Vertreterversammlung und die 
Mitglieder des Vorstands. 

(3)	�Die Wahl der Mitglieder der Rech-
nungsprüfer erfolgt grundsätzlich in 
offener Abstimmung. Wird ein Kan-
didat vorgeschlagen, der nicht in der 
Vertreterversammlung anwesend ist, 
so ist dieser Vorschlag nur zugelas-
sen, wenn die schriftliche Einver-
ständniserklärung des Vorgeschla-
genen für die Kandidatur vorliegt.   
 

§ 29 Feststellung des Wahlergebnisses 

(1)	�Der Wahlleiter stellt das Ergebnis der 
Wahl fest.

(2)	�Die Geschäftsstelle der Ingenieurkam-
mer benachrichtigt spätestens sieben 
Tage nach Feststellung des Wahler-
gebnisses die gewählten Rechnungs-
prüfer und fordert sie auf, binnen einer 
Woche schriftlich zu erklären, ob sie 
die Wahl annehmen. Die Benachrich-
tigung ist zuzustellen. Geben die Ge-
wählten bis zum Ablauf dieser Frist 
keine Erklärung ab, gilt die Wahl als 
angenommen. 

(3)	�Das Wahlergebnis ist im Deutschen In-
genieurblatt, Regionalausgabe Thürin-
gen, oder im Thüringer Staatsanzeiger 
bekannt zu machen.

 

SECHSTER TEIL: 
AMTSZEIT, VORZEITIGES  
AUSSCHEIDEN

§ 30 Beginn und Ende der Amtszeit 

Die Mitglieder der Vertreterversammlung 
werden auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählt (§ 24 Abs. 2 Satz 1 ThürAIKG). 
Die Amtszeit der Mitglieder der Vertre-
terversammlung beginnt mit der kons-
tituierenden Sitzung (§ 24 Abs. 3 Satz 1 
ThürAIKG); sie endet mit der Konstitu-
ierung der neuen Vertreterversammlung. 
Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstan-
des, der Ausschüsse und der Rechnungs-
prüfer beginnt mit der Annahme der Wahl. 
Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstan-
des, der Ausschüsse und der Rechnungs-
prüfer endet mit Beendigung der Amtszeit 
der Mitglieder der Vertreterversamm-
lung (§ 25 Abs. 2 Satz 1 ThürAIKG).  

§ 31 Niederlegung eines Amtes 

(1)	�Die in die Organe und Ausschüsse der 
Ingenieurkammer gewählten Kammer-
mitglieder können ihr Amt vor Ablauf 
der Amtszeit niederlegen, wenn dafür 
ein wichtiger Grund besteht (§ 23 Abs. 
4 Satz 4 ThürAIKG). Darüber, ob ein 
wichtiger Grund der Ausübung des 
Amtes entgegensteht, entscheidet der 
Vorstand auf Antrag des Amtsinha-
bers (§ 23 Abs. 4 Satz 5 ThürAIKG). 
Im Fall der Vorstandsentscheidung, 
dass die Niederlegung des Amtes aus 
wichtigem Grund erfolgt ist, scheidet 
das gewählte Kammermitglied aus 
seinem Amt aus (§ 23 Abs. 5 Satz 2 
ThürAIKG).

(2)	�Absatz 1 gilt entsprechend für die 
Rechnungsprüfer.

 
 
§ 32 Abberufung aus einem Amt 

(1)	�Wird ein Mitglied eines Organs oder 
eines Ausschusses aus wichtigem 
Grund vor Ablauf der Amtszeit abbe-
rufen, scheidet es aus dem Amt aus. 
Über die Abberufung entscheidet die 
Vertreterversammlung. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor, wenn 
das Mitglied schwerwiegend oder 
dauerhaft gegen gesetzliche oder sat-
zungsrechtliche Regelungen verstößt.

(2)	�Der Antrag auf Abberufung kann von 
Mitgliedern der Vertreterversammlung 
oder des Vorstandes gestellt werden. 
Der Beschluss über die Abberufung 
eines Vorstandsmitglieds bedarf der 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwe-
senden Mitglieder der Vertreterver-
sammlung (§ 24 Abs. 6 ThürAIKG).

(3)	�Die Absätze 1 und 2 Satz 1 gelten ent-
sprechend für die Rechnungsprüfer.

  

§ 33 Ausscheiden aus dem Amt vor 
Ablauf der Amtszeit, Amtsnachfolge 

(1)	�Scheidet ein Mitglied der Vertreter-
versammlung durch Tod oder aus den 
unter §§ 31 und 32 genannten Gründen 
vorzeitig aus seinem Amt aus, so wird 
das Amt mit dem in der Reihenfolge 
nachfolgenden nicht gewählten Kandi-
daten des in der Wahlniederschrift der 
letzten Wahl dokumentierten Wahl-
ergebnisses besetzt (Nachrücker). § 6 
Abs. 3 Satz 3 gilt für diesen Fall ent-
sprechend. Dieser ist durch den Wahl-
leiter zu benachrichtigen. § 16 Abs. 8 
und 9 gilt entsprechend. Ist kein Nach-
rücker vorhanden, bleibt der Vertreter-
sitz unbesetzt (§ 16 Abs. 9).

(2)	�Scheidet ein Mitglied des Vorstan-
des vorzeitig aus seinem Amt aus (§§ 
31 und 32), so wird eine Vertreter-
versammlung binnen drei Monaten 
einberufen, um für die verbleibende 
Amtszeit ein neues Vorstandsmitglied 
(Nachfolger) zu wählen (§ 25 Abs. 2 
Satz 2 ThürAIKG). Für die Wahl gel-
ten die Vorschriften des dritten Teils 
dieser Wahlordnung entsprechend. 

(3)	�Scheidet ein Ausschussmitglied oder 
ein Rechnungsprüfer vorzeitig aus sei-
nem Amt aus (§§ 31 und 32), so wird 
das Amt mit dem in der Reihenfolge 
nachfolgenden nicht gewählten Kan-
didaten des in der Wahlniederschrift 
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der letzten Wahl dokumentierten 
Wahlergebnisses besetzt (Nachrü-
cker). Dieser ist durch den Wahlleiter 
zu benachrichtigen. § 16 Abs. 8 und 9 
gilt entsprechend. Ist kein Nachrücker 
vorhanden, bleibt der Ausschusssitz  
bzw. die Position des Rechnungsprü-
fers unbesetzt.

(4)	�Das vorzeitige Ausscheiden aus dem 
Amt und die Amtsnachfolge von Mit-
gliedern der Organe und Ausschüsse 
ist im Deutschen Ingenieurblatt, Re-
gionalausgabe Thüringen, oder im 
Thüringer Staatsanzeiger bekannt zu 
machen.

 

SIEBTER TEIL: 
WAHLANFECHTUNG UND  
WIEDERHOLUNGSWAHL

§ 34 Wahlanfechtung 

(1)	�Jeder Wahlberechtigte kann innerhalb 
von 30 Tagen nach Bekanntmachung 
des Wahlergebnisses die Wahl beim 
Wahlvorstand anfechten.

(2)	�Die Wahlanfechtung bedarf der 
Schriftform und ist zu begründen. In 
der Begründung muss dargelegt wer-
den, dass gegen Vorschriften über das 
Wahlrecht, die Wählbarkeit, das Wahl-
verfahren oder allgemeine Wahlgrund-
sätze verstoßen wurde und es möglich 
ist, dass bei Einhaltung der Wahlvor-
schriften ein anderes Wahlergebnis zu-
stande gekommen wäre.

(3)	�Die Anfechtung hat keine aufschieben-
de Wirkung.

(4)	�Anfechtungen, die nicht form- und 
fristgerecht erhoben wurden oder un-
begründet sind, werden zurückgewie-
sen. Erweist sich eine Anfechtung als 
begründet, ist die betreffende Wahl 
ganz oder teilweise für ungültig zu 
erklären. Dem betroffenen gewählten 
Bewerber ist vor dieser Entscheidung 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(5)	�Entscheidungen des Wahlvorstandes 
sind schriftlich zu begründen und dem 
Anfechtenden und dem betroffenen 
gewählten Bewerber zuzustellen. Eine 
Abschrift der Entscheidung ist der 
Rechtsaufsichtsbehörde unverzüglich 
vorzulegen.

(6)	�Gegen die Entscheidung des Wahlvor-
standes ist der Verwaltungsrechtsweg 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
eröffnet. Das Vorverfahren nach § 68 
Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung  
entfällt.

 
§ 35 Wiederholungswahl 

(1)	�Die Wahl ist in dem Umfang zu wie-
derholen, in dem sie für ungültig er-
klärt wurde. Im Falle einer Wiederho-
lungswahl wird das Wahlverfahren der 
betroffenen Wahl nach den Vorschrif-
ten dieser Wahlordnung wiederholt.

(2)	�Eine Wiederholungswahl soll spä-
testens drei Monate nach bestands-
kräftigem (§ 34 Abs. 5) oder rechts-
kräftigem (§ 34 Abs. 6) Abschluss 
des Wahlanfechtungsverfahrens statt-
finden. Die Wiederholungswahl der 
Vertreterversammlung soll spätestens 

sechs Monate nach bestandskräftigem 
oder rechtskräftigem Abschluss des 
Wahlanfechtungsverfahrens stattfin-
den.

 
 
ACHTER TEIL: 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 36 Gleichstellungsklausel 

Status- und Funktionsbezeichnungen in 
dieser Ordnung gelten jeweils in männli-
cher Form, in weiblicher Form und divers.
 

§ 37 Inkrafttreten / Außerkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt am Tag nach der 
Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Ordnung zur Wahl 
der Vertreterversammlung vom 20. No-
vember 2008, bekannt gegeben im DIB 
03/2009 sowie die Ordnung zur Wahl des 
Vorstandes vom 20. November 2008 außer 
Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2018

gez. Dipl.-Ing. Elmar Dräger 
Präsident 
Ingenieurkammer Thüringen
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